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I. Einleitung

Mit der Unterzeichnung des Verfassungsvertrags der Europäischen Union 
durch die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten am 29. Oktober 
2004 sollte in die letzte Phase auf dem Weg zu einer Europäischen Verfas-
sung eingetreten werden. Für die darauf folgenden Jahre war die Ratifikation 
des Verfassungsvertrags bzw. die Durchführung des von der jeweiligen Ver-
fassung festgelegten Verfahrens in sämtlichen Mitgliedstaaten vorgesehen. 
Einige Mitgliedstaaten hatten unmittelbar im Anschluss an die eingangs er-
wähnte Unterzeichnung mit der Prozedur begonnen und diese zwischenzeit-
lich erfolgreich zum Abschluss gebracht. Eine Zäsur bildeten die erfolglosen 
Ratifikationsversuche in Frankreich und den Niederlanden 2005. Angesichts 
der daraufhin vom Europäischen Rat initiierten Phase der Reflexion war mit 
einem Inkrafttreten zu dem in der Verfassung bestimmten frühesten Termin 
(1. November 2006) nicht zu rechnen. Ungeachtet dessen betrieben einige 
Mitgliedstaaten die Ratifikationsverfahren (gegebenenfalls inklusive Volks-
abstimmung) parallel zur Reflexionsphase weiter. 2007 wurde unter der Rat-
spräsidentschaft Deutschlands Bilanz zum Stand der Verfassungsratifikatio-
nen gezogen und die Frage um die Zukunft der Verfassung für Europa erneut 
aufgeworfen. Der gescheiterte Verfassungsvertrag wurde durch eine überar-
beitete Version, die aufgrund einiger nationaler Bedenken gegen den Verfas-
sungsbegriff korrespondierend zu dem Ort seiner Unterzeichnung durch die 
Staats- und Regierungschefs als »Vertrag von Lissabon« bezeichnet wird, 
ersetzt. Diese aktuelle Version der Verträge hat sich letztlich im Hinblick auf 
die für das Scheitern maßgeblichen Kritikpunkte als ein auch auf nationaler 
Ebene zustimmungsfähiges Vertragswerk erwiesen. In diesen Vertrag wurden 
zahlreiche Bestimmungen aus dem Verfassungsvertrag übernommen. Aller-
dings haben einzelne Mitgliedstaaten, unter anderem Dänemark, Irland und 
das Vereinigte Königreich, auf dem Protokollwege die Wirkkraft einzelner 
Titel des Vertrags, in denen ein besonders hohes Fortentwicklungspotential 
zum Ausdruck kommt, jeweils begrenzt. Nichtsdestoweniger hielten sie sich 
dabei die Option einer künftigen Teilnahme offen. Darauf wird später noch 
einzugehen sein.
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Nach der am 13. Dezember 2007 erfolgten Unterzeichnung auf dem Gipfel 
von Lissabon hat der Vertrag wiederum die jeweiligen Ratifikationsverfahren 
in den Mitgliedstaaten durchlaufen – diesmal erfolgreich. Allerdings verzich-
teten etliche Mitgliedstaaten, wohl aus Sorge einer eventuellen Ablehnung 
(–  nachdem während der Reflexionsphase die in einigen Staaten zum ge-
scheiterten Verfassungsvertrag durchgeführten Volksabstimmungen als auch 
eine Bilanz der nationalen Diskussionen und europäischen Meinungsumfra-
gen1 gewisse Risiken erkennen ließ  –) auf die Durchführung von Volksab-
stimmungen sofern dies verfassungsrechtlich zulässig war 2. Der Vertrag von 
Lissabon trat sodann am 1. Dezember 2009 in Kraft.

Die europäischen Grundrechte bildeten, wie sie bereits in den Verfassungs-
vertrag aufgenommen und in den Reformvertragsentwurf übernommen 
wurden, in zweierlei Hinsicht ein wichtiges Entscheidungskriterium einer 
nationalen Entscheidung für oder gegen den neuen Vertrag von Lissabon – 
einerseits im Rahmen der Zustimmungsverfahren in den nationalen Parla-
menten, andererseits dort, wo nationale Verfassungen eine Volksabstimmung 
(zwingend) vorsehen. Die Fixierung der europäischen Grundrechte – auch 
wenn sie nicht wie zunächst im Verfassungsvertrag beabsichtigt in einem 
einheitlichen Dokument, sondern wie bisher in einer gesonderten Grund-
rechte-Charta niedergelegt ist, welche allerdings durch Art. 6 Abs. 1 Satz 1 
letzter Halbsatz des EU-Vertrags (in der Fassung des Vertrags von Lissabon) 
im Rang der Verträge (Primärrecht) steht  – soll dem Bürger seine Rechte 
sichtbar machen und so die Identifikation des Unionsbürgers mit der Idee 
der Europäischen Union als »Europa der Bürger« vorantreiben. Wie sich 
bisher gezeigt hat, betrafen die heftigsten Diskussionen, bereits im Rahmen 
der Ausarbeitung der Grundrechtscharta wie auch des gescheiterten Verfas-
sungsvertrag, alle Themen, welche direkt oder indirekt die Kompetenzen der 
Mitgliedstaaten berührten. Angesichts der bereits während der Arbeiten zum 
Verfassungsvertrag vorgenommenen Überarbeitung der Charta, insbesonde-
re der Ergänzung des Art. 52 Abs. 5 Satz 2 (im Verfassungsvertrag Art II-112 

1 So beispielsweise die Eurobarometer-Umfragen, vgl. unter anderem Eurobarometer 63, 
im Internet unter http://ec.europa.eu/puplic_opinion/archives/eb/eb63/eb63_en.htm 
abrufbar.

2 Vgl. im Einzelnen Streinz /  Ohler /  Herrmann, § 2, S. 29 f.
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Abs. 5 Satz 2), zeichnete sich im Hinblick auf anschließende Reformvorhaben 
kaum Änderungsbedarf ab. Die Wiederholung der Pflicht zur Beachtung 
des bestehenden Kompetenzgefüges bei der Auslegung der Charta in Art. 6 
Abs. 1 des EU-Vertrags in der Fassung von Lissabon gibt insoweit auch nur 
Bekanntes wieder. Andererseits belegen die vorgenannten Modifikationen 
insbesondere des Art. 52 GRC, die immer noch von Befürchtungen einer 
Kompetenzausweitung getragen waren, dass eine endgültige Beilegung der 
diesbezüglichen kompetenzrechtlichen Streitigkeiten auch nach »Präzisie-
rung des Inhalts der Vorschrift« jedenfalls solange nicht zu erwarten ist, wie 
keine in Anwendung der jeweiligen Charta-Regelungen (insbesondere des 
Art. 52 Abs. 5 selbst) gefundenen Entscheidungen der Europäischen Gerichte 
den Praxisbeweis für oder gegen eine Realisierung der prognostizierten Kom-
petenzverschiebung liefern. Die in Protokoll 30 zum Vertrag von Lissabon 
niedergelegten Vorbehalte Polens und des Vereinigten Königreiches belegen, 
dass selbst die in Art. 52 Abs. 5 GRC vorgenommene Modifikation die dor-
tigen Bedenken nicht gänzlich auszuräumen vermochte. Auf die Frage der 
diesbezüglichen Konsequenzen wird noch einzugehen sein.

Bereits anlässlich der Konferenz von Köln wurde verstärkt auf die vorge-
nannte Gefahr einer Ausweitung von Kompetenzen der Europäischen Union 
durch eine verbindliche Grundrechtscharta hingewiesen. Die Entscheidung 
zugunsten der Ausarbeitung einer solchen Charta wurde aus diesem Grund 
an die strikte Beibehaltung der bereits bestehenden Kompetenzen gekoppelt. 
Mit anderen Worten: Schon nach dem Mandat von Köln verbietet sich jede 
Kompetenzausweitung aufgrund etwaiger subjektiver Ansprüche, Hand-
lungsaufträge und anderer Regelungen, welche aus grundrechtlichen Verbür-
gungen herrühren können. Gerade aber modernere Grundrechte und neu 
entwickelte Dimensionen klassischer Grundrechte, deren Vorhandensein für 
einen zeitgemäßen Grundrechtskatalog unverzichtbar ist, verlangen oft mehr 
als ein bloßes Nichteingreifen des Staates in die Sphäre individueller Freiheit 
des Bürgers. So unproblematisch eine solche Verpflichtung zum Tätigwerden 
im Hinblick auf die Kompetenzfrage bei Staaten ist, weil diese naturgemäß 
alle Staatsgewalt innehaben, so schwierig gestaltet sich diese Materie in Be-
zug auf die Europäische Union mit ihren streng umrissenen Kompetenzen.
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Überdies darf nicht außer Acht gelassen werden, dass die Charta letztlich 
eine »Grundrechts-Zusammenstellung« verschiedener Rechtstraditionen 
darstellt – selbst wenn sich im Grundrechtsbereich zahlreiche Übereinstim-
mungen finden lassen, welche häufig in multilateralen Übereinkommen 
festgeschrieben wurden. Erschwerend kommt hinzu, dass auch politische 
Interessen der Mitgliedstaaten über ihre mit der Ausarbeitung der Charta 
befassten Vertreter eingeflossen sind, was wiederum weitere Kompromissre-
gelungen zur Folge hatte.

Es zeigt sich somit, dass der Auslegung der Charta in der Praxis eine immense 
Bedeutung zukommen wird, vor allem, wenn es um eine unmittelbare An-
wendung dieser Sammlung verschiedenartiger Rechte, ohne Verstoß gegen 
die Kompetenzverteilung zwischen Europäischer Union und Mitgliedstaa-
ten, geht. Folglich stellt sich hier auch die Frage der Rechtsnatur der festge-
schriebenen Rechte und der entsprechenden dogmatischen Ansätze für eine 
solche Unterscheidung: Lassen sich die Grundrechte der Charta grundsätz-
lich in eine – eventuell der deutschen Einteilung entsprechende – Systema-
tik von »echten« Grundrechten, aus welchen sich subjektive Ansprüche 
des Bürgers ergeben, oder Handlungs- und Gesetzgebungsaufträgen, sowie 
Staatszielen bringen? Falls dem so ist, welche Charta-Rechte unterfallen 
dann der jeweiligen Kategorie?

Ungeachtet der unüberschaubaren Literatur, welche sich mit Themen der 
Grundrechtecharta auseinandersetzt, sind die o. g. Fragen bisher nicht ab-
schließend geklärt bzw. es besteht nur in begrenztem Umfang Einigkeit hin-
sichtlich der Bestimmungen, die sich bereits im Konvent als zentrale Diskus-
sionspunkte herauskristallisierten. Innerhalb der Kommentarliteratur und 
zahlreicher Publikationen insbesondere zum Thema der sozialen Grund-
rechte in der Europäischen Union wird die Rechtsnatur der Charta-Rech-
te bereits zusammenfassend erörtert und die dogmatischen Grundlagen für 
eine einheitliche Systematik geschaffen3, jedoch, wie oben angedeutet, mit 
unterschiedlichen Ergebnissen, vor allem im Bereich der sogenannten »so-

3 U. a. Tettinger / Stern, Kölner Gemeinschaftskommentar zur Europäischen Grundrechte-
Charta, Winner, Grundrechtscharta; Meyer, Charta der Grundrechte der EU (GRC); 
Calliess / Ruffert, EUV /  AEUV; Mayer in: Grabitz /  Hilf /  Nettesheim, EU, Art. 6 EUV; 
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zialen« Grundrechte. Eine indirekte Stellungnahme zur Rechtsnatur der 
Chartaregelungen lässt sich aus der Diskussion der Grundrechtsfunktionen 
ablesen, d. h. wenn beispielsweise Abwehr- und Schutzfunktion nachgewie-
sen werden, impliziert dies den Grundrechtscharakter einer Bestimmung. 
Anhaltspunkte bieten insbesondere veröffentlichte Dokumente sowie die 
Literatur zu den Sitzungen des Konvents4.

Zum Teil finden sich auch Ansätze zur Lösung des Problems in Aufsätzen, 
die allgemein zur Charta Stellung nehmen oder sich speziell mit einzelnen 
europäischen Grundrechten bzw. einer bestimmten Gruppe von Grundrech-
ten beschäftigen5.

Streinz, EUV /  AEUV (Abschnitt Charta der Grundrechte der EU, Frenz, Handbuch 
Europarecht 4; Kober, Grundrechtsschutz in der EU, S. 80 ff.

4 Meyer / Engels, Charta der Grundrechte; Bernsdorff / Borowsky, Die Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union – Handreichungen und Sitzungsprotokolle; ders. 
Unveröffentlichte Arbeitsdokumente, Band I und II; Barriga, Die Entstehung der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union.

5 Beispielsweise allgemeine Differenzierungen nach Vorbild des deutschen Modells bei 
Pernice, DVBl. 2000, S. 847; Philippi, Die Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union, 2002; Weber, NJW 2000, S. 537 ff.; Scholz in: Kirche-Staat-Verfassung, S. 993 ff.; 
Baer, ZRP 2000, S. 361 ff.; Tettinger, NJW 2001, S. 1010 ff.

 Allgemeine Stellungnahmen zu den Chartagrundrechten: Mahlmann, Die Grund-
rechtscharta der Europäischen Union, ZEuS 2000, S. 419 ff.; Müller-Graff, Europäische 
Verfassung und Grundrechtscharta: die europäische Union als transnationales Gemeinwe-
sen, Integration 2000, S. 34 ff.; Nettesheim, Die Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union: eine verfassungstheoretische Kritik, Integration, 2002, S. 35 ff.

 Speziell auf europäische Einzelgrundrechte oder eine bestimmte Gruppe bezogen 
z. B. Meyer /  Engels, Aufnahme von sozialen Grundrechten in die Europäische Grund-
rechtecharta, ZRP 2000, S. 368 ff., Ruffert, Subjektive Rechte im Umweltrecht der Europä-
ischen Gemeinschaft, S. 1 ff.; Wolter, Gemeinschaftliches Asylrecht, S. 25 ff.
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